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§ 1
Mitglieder

Die Fraktion besteht aus den CDU-Abgeordneten des Schleswig-i-lo|-
steinischen Landtages.

Alle Mitglieder haben die gleichen Rechte und PÀichten.

§ 2
Gäste

Personen, die nicht der Fraktion angehören, können durch Fraktionsbeschluss
zu den Sitzungen als ständige Gäste zugelassen werden.

Sonstige Gäste und Sachverständige können im Einzelfall auf Einladung des
Fraktionsvorsitzenden teilnehmen.

§ 3
Konstituierende Sitzung

Die neu gewählten Mitglieder der Fraktion treten innerhalb von 30 Tagen nach
der Landtagswahl zur Konstituierenden Sitzung zusammen. ln diesem Zeitraum
sind der Fraktionsvorsitzende und die weiteren Mitglieder des Vorstandes zu
wählen und ist über die Geschäftsordnung zu beschließen.

Die konstituierende Sitzung wird von dem bisherigen Fraktionsvorsitzenden ein-
berufen und geleitet, hilfsweise von einem seiner Stellvertreter oder vom ältes-
ten Mitglied der Fraktion.

Bis zur Neuwahl des Fraktionsvorsitzenden führt der nach Absatz 2 Berufene
die Fraktionsgeschäfte.

§ 4
Organe

Organe der Fraktion sind:

-¦=-c›:;\:›--1

die Fraktionsversammlung
der Fraldionsuorstand
der Geschäftsführende Vorstand
der Fraktionsvorsitzende
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§ 5
Fraktionsversammlung

Die Fraktionsversammlung wird durch den Vorsitzenden mit einer Tagesord-
nung einberufen und geleitet.

Auf Verlangen eines Drittels der Mitglieder oder auf Beschluss des Vorstandes
hat der Vorsitzende die Fraktionsversammiung einzuberufen.

Die Fraktionsversammlung tritt in der Regel wöchentlich zusammen; auf jeden
Fall jedoch möglichst vor jeder Plenarsitzung zur Beratung der Tagesordnung
des Landtages. Sie kann darüber hinaus zur Beratung aller wichtigen politi-
schen Fragen, die die Arbeit des Landtages oder Angelegenheiten des Landes
betreffen, einberufen werden.

Die Tagesordnung kann zu Beginn der Sitzung auf Antrag mit Mehrheit geän-
dert werden.

Die Frakliorısversarrımlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der
Fraktionsmitglieder anwesend ist. Sie gilt als beschlussfähšg, solange die Be-
schiussunfähigkeit nicht festgestellt ist.

Soweit diese Geschäftsordnung nicht anderes vorschreibt, werden die Be-
schlüsse mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stim-
mengleichheit geiten die Anträge als abgelehnt. Eine Vertretung in der Stimm-
abgabe ist unzulässig.

Über jede Fraktionssitzung ist ein Beschlussprotokoll zu führen, das die Ergeb-
nisse und Abstimmungsverhältnisse enthalten muss. Das Protokoll kann beim
Partamentarischen Geschäftsführer eingesehen werden.

§ 6
Aufgaben der Fraktionsversammlurrg - -

Die Fraktionsversammlung ist das oberste beschlussfassende Organ der Frak-
tion. Sie beschließt über die Politik der Fraktion und über die Angelegenheiten,
für die nicht ein anderes Organ zuständig ist. Dazu gehören insbesondere:

1.1 Die Beratung der Tagesordnungspunkte der Sitzungen des Plenums
und der Ausschüsse des Landtages und die Festlegung der Stellung-
nahme der Fraktion.

1.2 Der Beschiuss über Zahl und Aufgabenbereiche der Arbeitskreise. Dis-
kussion der aktuellen politischen Lage.
Der Beschluss über die Entlastung des Vorstandes (s. § 15 Ziff. 4).
Wahlen_\4. -ii-O0

Die Fraktionsversammlung wählt:

2.1. den Vorsitzenden,
2.2. höchstens drei gleichberechtigte stellvertretende Vorsitzende,
2.3. den Parlamentarischen Geschäftsführer auf Vorschlag des Vorsitzen-

den der Fraktion, _
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2.4. den von der Fraktion zu benennenden Kandidaten für das Amt des
Landtagspräsidenten bzw. 1.. X¿zepräsidenten,

2.5. die Arbeitskreisvorsitzerıden als vveitere gleichberechtigte Mitglieder
des Vorstandes,

2.6. die von der Fraktion zu benennenden Kandidaten für das Amt eines
Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden eines Ausschusses
oder anderer Gremien innerhalb und außerhalb des Landtages, _

2.7. ggf. weitere Fachsprecher der Fraktion,
2.8. zvvei Kassenprüfer, die nicht dem Vorstand angehüren dürfen.

Die Fraktionsversamrnlung benennt nach Vorbereitung durch den Vorstand die
Mitglieder der Fraktion für die einzelnen Ausschüsse und andere Gremien des
Landtages sowie die Mitglieder der Fraktion für Aufgaben außerhalb des Land-
tages, soweit sie vom Plenum des Landtages neu zu vvählen sind.

§ 7
Fraktionsvorstand und Geschäftsführender Vorstand

Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, höchstens drei gleichberechtigten
stellvertretenden Vorsitzenden, dem Parlamentarischen Geschäftsführer, dem
von der CDU-Fraktion gestellten Landtagspräsidenten bzw. 1. Vizepräsidenten
sowie den Vorsitzenden der Arbeitskreise als weitere gleichberechtigte Mitglie-
der.

Den Geschäftsführenden Vorstand bilden der Vorsitzende, die höchstens drei
gleichberechtigten stellvertretenden Vorsitzenden, der Parlamentarische Ge-
schäftsführer und der von der CDU-Fraktion gestellte Landtagspräsident bzw. 1.
Vizepräsident.

Geschäftsführender Vorstand und Vorstand bereiten insbesondere die Sitzung
der Fraktionsversamrnlung vor. Sie beraten und beschließen wichtige Angele-
genheiten abschließend, sofern nicht die Fraktionsversamrnlung zuständig ist.
Auf Vorschlag des Vorsitzenden regeln sie ihre Geschäftsverteilung.

§8
Fraktionsvorsitzender

Der Fraktionsvorsitzende führt die Fraktion und vertritt sie nach innen nnd au-
ßen. Er beruft die Fraktions- und Vorstarıdssitzungen ein und legt ihre Tages-
ordnungen fest. Er leitet die Fraktion im Plenum des Landtages.

1.1 Der Vorsitzende kann Mitglieder des Vorstandes mit seiner Vertretung
in bestimmten Aufgabenbereichen beauftragen.

1.2 Der Vorsitzende kann Mitglieder der Fraktion mit besonderen Aufgaben
betreuen. Hierüber unterrichtet er den Vorstand.

1.3 In wichtigen Angelegenheiten muss er die Entscheidung des Vorstan-
des einholen.

1.4 Dem Vorsitzenden obliegt die Anstellung und Entlassung von Mitarbei-
tern der Fraktion- lm Rahmen der Vorbereitung dieser Entscheidungen
wirken die Stellvertretenden Vorsitzenden und der Parlamentarische
Geschäftsführer mit. Der Fraktionsvorsitzende ist Vorgesetzter aller
Mitarbeiter der Fraküon.
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§ 9
Parlamentarischer Geschäftsführer

Der Pariamerıtarische Geschäftsführer führt die Geschäfte der laufenden Ver-
waltung irn Rahmen der Beschiüsse der Fraktionsversammlung und des Frakti-
onsvorstandes nach Abstimmung mit dem Fraktionsvorsitzenden. Er leitet den
inneren Dierıstbetrieb und ist gegenüber allen Mitarbeitern der Fraktion wei-
sungsbefugt.

Der Paríamentarische Geschäftsführer koordiniert in Abstimmung mit dem Frak-
tionsvorsitzenden und den Vorsitzenden der Fraktionsarbeitskreise die politi-
sche Arbeit der Fraktion.

Über Änderungen im laufenden Geschäftsbetrieb untenichtet er die Fraktion zu
einem frühestmöglichen Zeitpunkt.

§ 10
Arbeitskreise

Mitglieder der Arbeitskreise sind. in der Regel die ordentlichen und stellvertre-
tenden Mitglieder der Ausschüsse des Landtages, für deren Aufgabengebiet
der Arbeitskreis zuständig ist. Die Aufgabenbereiche der Arbeitskreise soilen
sich nach denen der Ausschüsse richten. Jedes Fraktionsmitglied kann darüber
hinaus an jeder Arbeitskreissitzung mit beratender Stimme teilnehmen.

Die von der Fraktion gewählten Vorsitzenden der Arbeitskreise leiten diese. Sie
sind die Sprecher der Fraktion für den gesamten Aufgabenbereich des Arbeits-
kreises und für die Arbeit der Fraktionsrnitglieder in ihrem Ausschuss verant-
wortlich. Üie Arbeitskreise können im Einvernehmen mit dem Geschäitsführen-
den Fraktionsvorstand darüber hinaus für Teilbereiche besondere Aufgabenzu-
weisungen an Fr-aktionsmitglieder vornehmen. Hierüber ist die Fraktionsver-
sammlung vom Fraktionsvorsitzenden zu unterrichten.

Die Arbeitskreissitzungerı werden von dem jeweiligen Vorsitzenden mit einer
Tagesordnung einberufen.

Sofern die Fraktionsversammlung Mitglieder mit besonderen Sprecherfunktio-
nen gewählt hat, können diese im Rahmen der Politik und der Beschlüsse der
CDU-Landtagsfraktion sowie des betreffenden Arbeitskreises in Absprache mit
dem jeweiligen Arbeitskreisvorsitzenden handeln.

Die Arbeitskreise beraten über eigene Initiativen, Fragen des entsprechenden
Landtagsausschusses sowie Vorlagen, die ihnen vom Vorstand oder der Frakti-
onsversammlung überwiesen worden sind. Sofern zumindest zwei Arbeitskreise
fachiich berührt sind und keine Einigung erzielt wird, ist der Fraktionsvorstand
mit der Angelegenheit zu befassen, der sodann der Fraktionsversammlung ei-
nen Vorschlag zur abschießenden Entscheidung vorlegt.

Der Arbeitskreis schlägt der Fraktionsversammlung über den Vorstand die
Redner vor, die im Plenum für die Fraktion sprechen sollen.
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§ 11
Teitnahme an Sitzungen

Alle Mitglieder der Fraktion haben die PÀicht, an Landtags-, Ausschuss-, Frakti-
ons-, Fraktionsvorstarrds- und Arbeitskreissitzungen, für die sie gewählt bzw.
benannt sind, während der gesamten Dauer teilzunehmen.

lm Verhinderungsfalle ist bei Landtags-, Ausschuss-, Fraktions- oder Fraktions-
vorstarıdssitzungen unter Angabe des Verhinderungsgrundes der Parlamentari-
sche Geschäftsführer rechtzeitig zu unterrichten; bei Arbeitskreissitzungerı der
FAK-Leiter bzw. die Fraktionsgeschäftsstelle.

§ 12
Wahlen

Wahlen sind mit der Tagesordnung grundsätzlich mit einer Frist von 1 Woche
schriftlich anzukündigen.

Wahlen erfolgen für die Dauer der Hälfte der Legislaturperiode.

Gewählt ist, wer die einfache Mehrheit der auf ja oder nein laufenden abgege-
benen Stimmen auf sich vereinigt. Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen
zählen zwar bei der Feststellung der Beschlussfähigkeit, nicht aber für die Er-
mittlung der Mehrheit. Bei Stimmengleichheit findet unter den betreffenden Be-
werbern eine Stichwahl statt; ergibt sich wiederum Stimmengleichheit, so ent-
scheidet das Los.

Die Wahl des Fraktionsvorsitzenden, seiner Stellvertreter, des Parlamentari-
schen Geschäftsführers und des von der CDU-Fraktion gesteilten Landtagsprä-
sidenten 1. Vizepräsidenten bedarf der Zustimmung von mehr als der Hälf-
te der auf ja oder nein lautenden abgegebenen Stimmen (absolute Mehrheit).
Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so ¿ndet eine Stichwahi zwischen zwei Be-
weıbern statt., bei der gewählt' ist, wer die meisten Stimmen erhält. Die Bewer-
ber nehmen an der Stichwahl in der Reihenfolge der auf sie entfallenden Stim-
menzahlen teil; bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los über die Teil-
nahme an der Stichwahl.

Wahlen werden grundsätzlich geheim durch Stimmzettel vorgenommen. Falls
sich auf Befragen kein Widerspruch ergibt, können sie auch durch Handzeichen
erfolgen. Satz 2 giit nicht für die Wahl der Vorstandsmitglieder.

Werden in einem Wahlgang zwei oder mehr Ämter besetzt und stehen mehr
Bewerber zur Verfügung, als Ämter zu besetzten sind, so erfolgt die Wahl durch
Stimmzettel. Der Stimmzettel muss die Namen aller vorgeschlagenen Bewerber
alphabetisch geordnet enthalten (Gesamtwahh. Die Wahl wird durch ein'Kreuz
hinter den Namen der Bewerber vorgenommen. Stimmzettel, auf denen nicht
mindestens zwei Drittel der Zahl der zu wählenden Bewerber angekreuzt ist,
sind ungültig. Stimmzettel, auf denen mehr Namen angekreuzt sind als der Zahl
der zu besetzenden Wahlstellerı entspricht, sind ebenfalis ungültig. Die Bewer-
ber gelten in der Reihenfoige der für sie abgegebenen Stimmen als gewählt. Ist
eine Entscheidung zwischen Bewerbern mit gleicher Stimmenzahl erforderlich,
findet unter ihnen ein weiterer Wahlgang statt.



8

§ 13
Abberufung

Die Fraktionsversammlung kann von ihr gewählte Mitglieder wieder abberufen.
Der Antrag auf Abberufung muss von rnindßtens einem Drittel der Mitglieder
schriftlich gestellt werden.

Der Antrag auf Abberufung ist allen Fraktíonsmitgliedern schriftlich bekannt zu
geben. Zwischen der Bekanntgabe und Abstimmung muss eine Woche liegen.
Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der Fraktionsmitglieder.

§ 14
Anfragen, Anträge, Vorlagen

Gesetzesentwtirfe, Große Anfragen, Berichtsanträge sowie sonstige Anträge
der Fraktion bzw. von Fraktionsmitgliedern bedürfen grundsätzlich der Zustim-
mung der Fraktionsversarnmlung. In besonderen Fällen ist die Zustimmung des
Geschäftsführenden Fraktionsvorstandes bzw. des Fraktionsvorsitzenden aus-
reichend.

Vorgenannte Vorlagen sind über den Parlamentarischen Geschäftsführer zur
Überweisung an den Präsidenten des Landtages bzw. in das Beratungs- und
Beschlussverfahren der Fraktion einzubringen. Kleine Anfragen sollen über den
Parlamentarischen Geschäftsführer an den Präsidenten des Landtages über-
'wiesen werden.

Vorlagen nach Ziffer 1 bedürfen grundsätzlich der vorherigen Beratung und Ab-
stimmung in dem zuständigen Facharbeitskreis und ggf. der Abstimmung mit
beteiligten Facharbeitskreisen. Sie sind der Fraktion rechtzeitig mit der Über-
sendung der Tagesordnung zuzuieiten. Die Beratung von `l"ısch\.rorlagen ist nur
in Ausnahmefällen zulässig.

§ 15
Haushaltsplan, Kassenprüfer _

Der Parlamentarische Geschäftsführer erstellt im Einvernehmen mit dem Frak-
tionsvorsitzenden jeweils zu Beginn eines jeden Geschäftsjahres einen Haus-
haltsplan nach Maßgabe des Fraktionsrechtsstellungsgesetzes und legt diesen
über den Fraktionsvorstand der Fraktionsversammlung bis Februar eines jeden
Kalenderjahres zur Beschlussfassung vor.

Es ist sicherzustellen, dass für unvorhergesehene Ausgaben (Personal- und
Saohausgaben) eine angemessene Liquidität zur Verfügung steht.

Die Fraktionsversammlung wählt für die Dauer der Legislaturperiode zwei Kas-
senprüfer, die nicht dem Vorstand angehören dürfen.
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Die Kassenprüfer geben vor der Beschlussfassung über den Fraktionsetat des
nächsten Jahres dem Vorstand und der Fraktionsversamrnlung einen Bericht
über das Ergebnis der Kassenprüfung. Sie schlagen der Frakticnsversamrnlung
die Entlastung des Vorstandes Vor.

Einmal jähriich erfolgt eine Kassen- und Belegprüfung durch den Landesrech-
nungshof. Den Abschlußbericht legt der Fraktionsvorsitzende dem Fraktions-
vorstand vor.

Der Nachweis der bestimmungsgemäßen Verwendung der zugewiesenen Frak-
tionskosterızuschüsse wird einmal jährlich durch einen schriftlichen Verwen-
dungsnachweis gegenüber dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen
Landtages geführt.

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 16
Finanzordnung

Bei der Bewinschaftung der Finanzmittel der Fraktion sind die Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.

Der Parlamentarische Geschäftsführer führt die laufenden Geschäfte. Zur
rechtsgeschäftlichen Vertretung, die über die Geschäfte der laufenden Verwal-
tung hinausgehen, bedarf er der Gegenzeichnung des Fraktionsvorsitzenden.

Der Vollzug des von der Fraktion beschlossenen Haushaltes obliegt dem Par-
lamentarischen Geschäftsführer irn Einvernehmen mit dem Fraktionsvorsitzen-
den. Unvorhergesehene Ausgaben oder Folgekosten, soweit sie 20 % der Ver-
anschlagung übersteigen, bedürfen der ausdrücklichen Genehmigung des Frak-
tionsvorsitzenden beziehungsweise - soweit sie zu einer wesentlichen Verände-
rung des beschlossenen Haushaltes führen - der Zustimmung der Fraktion.

§ 17
Fraktionsbeitrag

Die Fraktion erhebt einen Fraktionsbeitrag in Höhe von Euro 75,-- monatlich.

Durch die Fraktion können mit ZI3 Mehrheit der Anwesenden auch Sonderbei-
träge beschlossen werden, wenn dies in der Tagesordnung schriftlich angekün-
digt wurde.

§ 18
Auslagenerstattung

Die Mitgiieder der Fraktion erhalten für die Wahrnehmung von genehmigten
Fraktionsau¿rägen Übernachtungsgetder und Fahrkostenvergütungerı in der
Regel nach den Sätzen des jeweils geitenden Gesetzes über die Entschädi-
gung der Abgeordneten des Landes Schleswig-Holstein, soweit die entstande-
nen Kosten nicht ohnehin nach diesem Gesetz abgegotten werden.
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2. Bei der Wahl der Verkehrsmittel sowie des Hotels sind unter angemessener
Berücksichtigung zeitlicher Vorteile die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit zu beachten.

§19
Änderung und Auslegung der Geschäftsordnung

1. Über die Anderung der Geschäftsordnung entscheidet die Fraktionsversamm-
lung. Die Geschäftsordnung bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mit-
glieder der Fraktion.

2. Über die Auslegung der Geschäftsordnung entscheidet auf Vorschlag des Frak-
tionstrorstandes die Fraktionsuersamrnlung.

§20
Abweichung von der Geschäftsordnung

Abweichungen von der Geschäftsordnung können im Einzelfall durch Beschluss der
Fraktionsversammlung zugelassen werden, wenn kein Mitglied der Fraktion wider-
spricht.

§ 21
Inkrafttreten

1. Diese Geschäftsordnung tritt am 08. Mai 2012 in Kraft.

2. Mit ihrer Beschlussfassung treten alle früheren Geschäftsordnungen der CDU-
Landtagsfraktion außer Kraft

Johannes Callsen
Fraktionsvorsitzender

Kiel, den 08. Mai 2012

S:\FRAKTIONtG'F\OrgonisatíoniüeschÀi¿esch¿ordnung 2G12.doc



Sozialdemokratische Fraktion im 1-lohwacht, 22.10-2009
Schleswig-Holsteinischen Landtag
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I. FRAKTION

§ 1 Mitglieder

(1) Stimmberechtigte Mitgiieder der SPD-Landtagsfraktion sind die Abgeordneten des
Schleswig-Holsteinischen Landtages, die der Sozialdemokratischen Partei angehören.

, -- (2) An den Sitzungen der Fraktion können derfdíe Landesvorsitzende und derldie Landesge-
schäftsführerün) beratend teilnehmen.

(3) Die Mitglieder des Landesuorstandes sowie die Referentlnnen der Fraktion werden ständig
als Gäste zu den Sitzungen der Fraktion eingeladen. Über die Einladung weiterer ständiger
Gäste entscheidet die Fraktion.

(4) Die Fraktion kann durch Beschluss die Teilnahmeberechtigung an einer Fraktionssitzung auf
die Mitgiieder i. S. Abs. 1 beschränken.

§ 2 Aufgaben

(1 ) Die Fraktion bestimmt auf der Grundlage der inhaltlichen Beschlüsse des
SPD-Landesverbandes die Grundlinien ihrer Landespolitik. Sie beschließt ihre Positionen für
die Arbeit im Parlament und in der Öffentlichkeit auf den Beratungsgrundlagen, die durch den
Fraktionsvorstand bzw. durch die Arbeitskreise der Fraktion entworfen werden und kontrolliert
den Geschäftstührenden Fraktionsvorstand und Fraktionsvorstand.

¬- (1) Die Fraktion berät und beschließt über den l-laushaitsplan.

§ 3 Konstituierung und Wahlen

(1) Nach einer Landtagswahl tritt die neue Fraktion unter Vorsiü desfder noch amtierenden Vor
sitzenden oder des dienstältesten Mitgliedes zu einer konstituierenden Sitzung zusammen.
Auf dieser wird derfdie Fraktionsvorsitzende gewählt.

(2) Die Mitglieder des Geschäftsführenden Fraktionsvorstandes, weitere Mitglieder des
Fraktionsvorstandes, die Vorsitzenden der Arbeitskreise, die besonderen .Sprecherlnnen der
Fraktion sowie die Rerrisoren bzw. Revisorinnen werden in einer weiteren Fraktionssitzung
gewählt. Außerdem werden Personalvorschläge für parlamentarische und andere Funktionen
außerhalb des Parlaments in der Fraktion durch Abstimmung erarbeitet. Über Personalver-
schläge wird grundsätzlich geheim abgestimmt.
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§ 4 Einberufung von Fraktionssitzungen bzw. a. o. Fraktionssitzungen

Der/die Fraktionsvorsitzende bzw. ein anderes Mitglied des Geschäftsführenden Fraktions-
uorstandes beruft unter Angabe der Tagesordnung und Benennung der Beríchterstatterinnen
sowie unter Beifügung der vorbereitenden Unterlagen rechtzeitig die Fraktionssitzung ein.

Eine außerordentliche Fraktionssilzung ist einzuberufen, wenn mindestens ein Drittel der
Fraktionsmitglieder sie bean-tragt.

§ 5 Beschlussfähigkeit und Protokoilierung

Die Fraktion ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der stimmberechtigten- Mitgiieder
anwesend ist. Derfdie Vorsitzende stellt die Beschlussfähigkeit bei Beginn der Sitzung fest.
Die Fraktion gilt dann als beschlussfähig, solange die Beschiussunfähigkeít nicht förmlich
festgestellt wird.

Von den Frakiionssitzungen werden Beschlussprotokolle erstellt, die alien Mitgliedern der
Fraktion zur Verfügung gestellt werden.

Beschlüsse werden von der Fraktion grundsätzlich in offener Stimmabgabe und mehrheitlich
gefasst. Auf Antrag von mindestens 3 Fraktionsmitgliedern entscheidet die Fraktion, ob zu
einem bestimmten Punkt namentlich abgestimmt wird.

Der Antrag auf narrıerıtliche Abstimmung soll zu Beginn der Fraktionssitzung angekündigt
werden-

ij 6 Teilnahmepfiichten

Die Fraktionsmitglieder sind zur Teilnahme an allen Fraktionssitzungen und allen sie betref-
fenden Arbeitskreissitzungen verpÀichtet.

Beurlaubungen von der PräsenzpÀicht bei Plenarsitzungen können nur auf Antrag und durch
die Fraktion ausgesprochen werden.

Beurlaubungen von der Teilnahme an Ausschusssitzungen sind nur in Abstimmung mit
derfdem jeweiligen Arbeitskreisrrorsitzenden und unter eigenständiger Benennung einesfeiner
persönlichen' Vertreters fi./ertreterin mit dessen Zustimmung moglich. Wenn die Anwesenheit
eines bestimmten Ausschussmitgliedes aus besonderen Gründen nicht erforderlich ist, hat
derldie Arbeitskreisvorsitzende zur Vertretungsregeiung die Zustimmung zu erteilen.

Zeitweilig von Sitzungen Abwesende haben dafür Sorge zu tragen, dass sie jederzeit er-
reichbar und bei Abstimmungen anwesend sind. Sie haben sich bei Fraktions- und Plenarsit-
zungen mit demíder Parlamentarísctıen Geschäftsführer¿n) und bei Arbeitskreis- bzw. Aus-
schusssitzungen mit derldem Arbeitskreisirorsitzenden zu verständigen.

Urlaubsgesuche für Zeiten außerhalb der sitzungsfreien Wochen, die an den Land-
tagspräsidenten bzw. die Landtagspräsidentin gerichtet werden, sind vorab dernider Parla-
mentarischen Geschäftsführer(in) zur Kenntnis zu geben. Für längere Abwesenheit aus
anderen als aus Gesunclheitsgründen bedarf es der Zustimmung des Fraktionsvorstandes.

ln ailen sitzungsfreien Wochen und Parlamentsferien müssen die Mitglieder der Fraktion
erreichbar sein. Von der Heirrratanschrift abweichende Anschriften sind demfder
Parlamentarischen Geschäftsführerün) mitzuteilen.
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§ 7 Anträge, Anfragen, Aufträge

(1) Anträge, Gesetzentwürte und andere Initiativen im Parlament werden vor der Einbršngung in
den Landtag in der Fraktion vorgesteilt und beraten.

(2) Das gleiche gilt für B.e.ric_hts_an.träge. und aG.rc.ße A.nfragen.,. s.o'aeit_ sie. van.. Ang.eo.rd_-
neten oder von Gruppen von Abgeordneten gestellt werden. Kleine Anfragen werden im zu-
ständigen A¿oeitskreis bzw. mit dem/der Arbeitskreisvorsitzenden abgestimmt und demfder
Parlamentarischen Geschäftsführer(in) vorab mitgeteilt.

(3) Anfragen an und Aufträge für den Wissenschaftlichen Dienst des Landtages für die Fraktion
bzw. Arbeitskreise bzw. einzelne Abgeordnete werden grundsätzlich über die/den Parlamen-
tarischen Geschäftstührerürı) und nach dessenlderen Zustimmung gestellt. im Streitfall
entscheidet die Fraktion.

(4) Alte parlamentarischen Initiativen werden über die Fraktionsgeschäftssteiie eingereicht.

(5) Rednerirınen der Fraktion zu Gegenständen der Tagesordnung des Landtages werden von
der Fraktion bestimmt. Wolien sich weitere Abgeordnete an der Debatte beteiiigen, verst_än~
digen sie sich vorab mit demlder Vorsitzenden bzw. Parlamentarischen Geschäftsführerün).

(6) Bis Rechte deslder einzelnen Abgeordneten nach der Verfassung des Landes und der Ge-
schäftsordnung des Landtages werden durch die vorstehenden Regelungen nicht berührt.

II. FRAKTIONSVÜRSTAND

§ s nifgsıisuer
(1) Dem Fraktionsvorstand gehören stimmberechtigt der/die Fraktionsvorsitzende, die drei

stellvertretenden Vorsitzenden, deridie Parlamentarische Geschäftsführer¿n), sowie die Vor-
sitzenden oler Fraktionsarbeitskreise i. S. § 15 Abs. 1 an.

(2) An den Sitzungen des Fraktionsvorstandes können beratend diefder Landtagsvizepräsiden-
tin! Landtagsvizepräsident sowie diefder Landesvorsitzende - in
Vertretung die! der Landesgeschäftsführerinl Landesgeschäftsführer -- teilnehmen.

(3) Die Referentinnen der Fraktion nehmen nach Aufforderung beratend an den Sitzungen des
Fı*aktiorasvorstandes teil.

(4) Der Fraktionsvorstand tagt grundsätzlich fraktionsöffentiich. ln begründeten Ausnahmefällen
sind die Fraktionsöfientlichkeit sowie die Teiinahnıe des in den Abs. 2 und 3 genannten
Personenkreises durch Beschluss auszuschließen.
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§ 9 Wahl und Amtszeit

(1) Die Mitglieder des Fraktionsvorstandes werden in foigenden Wahlgängen jeweils
hintereinander und getrennt gewählt:

a) derldie Vorsitzende,
b) auf Vorschlag derldes Vors~i1zende-n-der!d-ie- P-arl~a~mentarisehe--Geseh-äfts-tü›hrer(in)-
c) die drei steilvertretenden Vorsitzenden jeweils in getrennten Einzelwahigängen.

(2) Für die Durchführung der Einzel- und Listenwahlgänge tirıdet die Wahlordnung der Sozial-
demokratischen Partei Beutschlands in ihrer jeweils geltenden Fassung entsprechend
Anwendung.

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Fraktionsvorstandes wie auch der Vorsitzenden der Arbeits-
kreise beträgt jeweils die Häifte der Legislaturperiode.

§ 10 Aufgaben

(1) Der Fraktionsvorstand bereitet die Arbeit der Fraktion vor und koordiniert und steuert ergeb-
nisorientiert die Arbeit innerhalb der Fraktion. Derldie Fraktionsvorsitzende vertritt die
Fraktion nach außen und führt die Beschlüsse der Fraktion aus.

(2) Der Fraktionsvorstand berät und unterstützt den Geschäftsführenden Fraktionsvorstand.

(3) Der Fraktionsvorstand berät den Haushaltsplan der Fraktion und gibt eine Beschlussempfeh-
lung.

Ill. GESCHÄFTSFÜHRENDER FRAKTIONSVORSTAND

§ 11 Mitglieder

(1) Dem Geschä¿sführenden Fraktionsvorstand gehören deridie Fraktionsvorsitzende, die drei
steilvertretenden Vorsitzenden und derfdie Parlarnentarische Geschäftsführer(irı) an.

(2) An den Sitzungen des Geschäftsführenden Fraktionsvorstandes nehmen ein(e) Vertreterin
des SPD-Landesvorstandes sowie diefder Landtagsvizepräsidentin! Landtagsvizepräsident
beratend teil.

1

(3) Der Geschäftsführende Fraktionsvorstand tagt grundsätzlich nicht fraktionsäffentiich. in
begründeten Ausnahmefällen kann die Teilnahme von Fraktionsmitgliedern durch Beschluss
zugeiassen werden. Personalangelegenheiten dürfen nicht in fraktionstiffentlicher Sitzung be-
raten werden.
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§12 Aufgaben

(1) Aufgabe des Geschäftsführenden Fraktionsvorstandes ist es, die Arbeit des Fraktionsvor-
standes vorzubereiten und die laufenden Geschäfte der Fraktion zu führen.

(2) Der Geschäftsführende Fraktionsvorstand entscheidet auf der Grundlage von Vorbereitungen
durch denidie Parlamentarische Geschäftsführerin über die Einsteliung von Mitarbeiterinnen
der Fraktion. Der Geschäftsführende Fraktionsvorst-and kann diese -Aufgabe an denidie.
Parlamentarischen Geschäftsführerin delegieren. Über Fragen im Zusammenhang mit der
Beschäftigung hat derfdie Parlamentarische Geschäftsführerin den Geschäftsführenden
Fraktiorısvorstand auf dem Laufenden zu halten. Die Einsteilung von Referentlnnen erfolgt im
Benehmen mit derfdem zuständigen Arbeitskreisvorsitzenden. Personalangelegenheiten dür-
fen nicht in fraktionsöffentlicher Sitzung beraten werden.

iv. GEscı~ıÄr=rsr=üHRuNo

§ 13 Pariamentarischeirl Geschäftsführeriin)

Deridie Pariamentarische Geschäftsführer(in) ist zuständig für die Planung sowie organisatorische
Umsetzung der Fraktionsarbeit. Erlsie hat die notwendigen Abstimmungen rnit anderen Fraktionen
im Parlament, mit der Landtagsverwaltung, mit der Regierung, dem SPD-Landesverband sowie
allen anderen SPD-Landtagsfraktionen, der Bundestagsfraktion und der Sozialistischen Fraktion im
Europaparlament sicherzustellen. Außerdem ist sie/er Dienshrorgesetzte(r) alter Mitarbeiterl nnen
der Fraktion. Darüber hinaus obliegt ihrlihm die Aufstellung und Steuerung des Fraktionshaushal-
tes sowie der lnvestitionsplanurıg.

§ 14 Geschäftsführeriini

(1) Deridie Geschäftsführerün) ist nach Absprache mit demider Parlamentarischen Geschäfts-
führerin insbesondere zuständig für

- den organisatorischen Ablauf der von der Geschäftsstelle zu erledigenden Aufgaben

- laufende Personalangelegenheiten der Mitarbeiterinnen (z.B. Vertretungs- und Uriaubs-
planung)

- das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen.

(2) ln Bankangeiegenheiten ist derídie Geschäftsführer¿n) gemeinsam mit demlder Parlamenta-
rischen Geschäftsführerln bzw. im Vertretungsfali gemeinsam mit einem Mitglied des
Geschäftsführenden Fraktionsvorstarıdes zeichnungsberechtigt. ihmíihr obliegt es,
Forderungen gegen die Fraktion bzw. Ansprüche der Fraktion gegen Dritte zu prüfen und
„sachlich richtig" zu zeichnen. Bei Geschäften der laufenden Verwaitung können auch
andere Mitarbeiterinnen „sachlich richtig“ zeichnen.
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V. ARBElTSKRElSE

§ 15 Aufgaben und Wahlen

(1) Die Fraktion bildet für bestimmte Sachgebiete Arbeitskreise. Die Fraktion kann mit Mehrheit
beschließen, dass die Inhalte und die Benennung der Arbeitskreise geändert werden.

(2) Hierzu werden von der Fraktion zeitgleich zu den Fraktionsvorstandswahlen Arbeitskreisvor-
sitzende gewählt. Die Arbeitskreise wählen aus ihrer Mitte einen/eine Stellvertreter¿n).

(3) Die Arbeitskreise beraten alle in ihrem Sachgebiet anhängigen Themen und Probleme. Sie
erarbeiten Stellungnahmen, die sie über den Fraktionsvorstand der Fraktion zur Entschei-
dung vorlegen und bereiten für die Fraktion- öffentliche und parlamentarische Initiativen aus
ihren Sachgebieten vor. Soweit diese Stellungnahmen die Arbeitsgegerıstände anderer
Arbeitskreise berühren, ist diesen Arbeitskreisen rechtzeitig vor Beratung in Fraktions-
vorstand und Fraktion Gelegenheit zur Stellung nahme zu geben. Bei gemeinsamen Arbeits-
gegenständen aus mehreren Arbeitskreisen wird ein Arbeitskreis als federführend benannt.

§ 16 Arbeite- und Projektgruppen

Für besondere Aufgaben können von der Fraktion Arbeits- oder Projektgruppen gebildet werden,
die Stellungnahmen oder einen besonderen übergreifenden Arbeitsgegenstand für die Fraktion
erarbeiten. In der Regel werden Arbeits- oder Projektgruppen zeitlich begrenzt tätig.

VI. REVISION

(1) Für die Dauer der Legislaturperiode wählt die Fraktion zwei Revisorlnnen. Ihnen obliegt die
Prüfung der Einnahmen und Ausgaben der Fraktion sowie der Wirtschaftsführung des
Fraktionsvorstandes und der Fraktionsgeschäftsstelle.

(2) Der Fraktionsvorstand hat der Fraktion mindestens einmal im Jahr einen Kassenberioht vor-
zulegen. Zeitgleioh dazu legen die Revisorlnnen der Fraktion einen Prüfungsbericht vor.

VII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

(1) Änderungen dieser Geschäftsordnung und Abweichungen im Einzelfall bedürfen eines mit
absoluter Mehrheit der Fraktionsmitglieder gefassten Beschlusses.

(2) Die Geschäftsordnung tritt am 22.10.2009 in Kraft.

(3) Sie gilt über die Beendigung der jeweiligen Legislaturperiode hinaus für die neue Fraktion, bis
diese die Geschäftsordnung bestätigt oder eine neue Geschäftsordnung verabschiedet hat.
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der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
im 'Schlesvvig-Holsteinischen Landtag

§1
(1)

(2)

(3)

(4)

Name und Mitgliedschaft der Fraktion ' _
Die Fraktion trägt den Namen "Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Schleswig-.
Holsteinischen Landtag". '_ _ `

Sie besteht aus den Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen Landtags, die auf der
Liste von BÜNDNIS BEJFDIE GRUNEN gevvähit vvorden sind oder die durch Beschluss
von mindestens 213 der Mitglieder der Fraktion aufgenommen vvorderı sind, sowie aus
den vom Landesverband Schleswig-Holstein der Partei BÜNDNIS 90!DiE GRÜNEN be-
nanntenßillitgiiedern der Landesregierung. Satz 1 gilt nicht für Abgeordnete, die gegen-
über der Präsidentin/dem Präsidenten des Schleswig-Holsteinischen Landtags ihren
Austritt aus der Fraktion erklärt haben oder durch Beschluss der Fraktion aus ihr ausge-
schlossen vvurden. ' _

Der Ausschluss eines Mitglieds der Fraktion bedarf des Beschlusses von mindestens 2l3
der Mitglieder der Fraktion. Der Antrag ist schriftlich einzureichen; zwischen Einreichung
des Antrags und seiner ersten Beratung in der Fraktionssiizung sovvie dieser und der
Entscheidung über den Antrag müssen jeweils mindestens sieben Tage liegen. In beiden
Sitzungen ist dem betroffenen Mitglied sowie dem Landesvorstand des Landesverban-
des Schlesvvig-Holstein der Partei BÜNDNIS QOIDEE GRÜNEN ausreichend Gelegenheit
zur Steliu ngnahrrıe einzuräumen. .

Die Fraktion kann bei Zustimmung aller ihrer Mitglieder in dringenden Fällen, in denen
ein.Mitgiíed der Fraktion dieser oder der Partei BÜNDNIS QOIDIE GRÜNEN schweren öf-
fentlichen Schaden zufügt, dieses rnit sofortiger Nrkung vorläufig aus der Fraktion aus-
schließen. In diesem Fall ist unmittelbar das Verfahren nach Absaü 3 einzuleiten, um ei-
ne Bestätigung der 'Entscheidung durch die gesamte Fraktion herbeizuführen.

§ 2 Organe der Fraktion
Organe 'der Fraktion sind
- die Fraktionssitzung
- der Fraktionsvorstand '

_- die ständigen Arbeitskreise

§3 Fraktiorıssitzung ` '
(1)_ Die Fraktionssilzung ist das hdchste Entscheidungsgremiurrı der Fraktion. Sie besteht

aus den Mitgliedern der Fraktion. '
4

,_ -¬=='f*ı-r;_',-\ø=~__a_§;=,;›_s\_1.«;,.¬\›;fgı1›=_›":ı:_,2:`- ~~--'~I "-
.-- .*'.à_i›*í=`†§'«l`†`-¦"*'f*`I.;f.7`-',i¿'4-'~T:" .-er "*"“

_-if,-E:-'_-§f›',...Jr-..~1¬>-.-_.f'-'-'-"'_„.4i.¿-E-1* .-.'--.f-."-_- -<.=-ei«-_-.:»s1.'„-.-.'« .-. ›--¬<'-“- - -'* -'--.--7-11--'
'ix-*ie -°›f.=':›=: '§§_§5'›-E11-`»$F-.::¦'›-f ' -'5n-f~=- ~. ,ff-, ==¬-isses-e „sass“-= -- 1.-rr-±›«›"":i |j:±:š'L;! :_..hu 9'L~*Jf-J' _ _-,L-'ı.:,g,..=_`.,-¬|.4. . _”



I

ii1...-.\._

1.-". _.“"*

Ä.

2

(2) Die Fraktionssitzurıg I

~' legt die Grundsätze der Politik der Fraktion fest und beschließt die politischen und parla-
mentarischen lnitiativen der Fraktion; `

-› wählt den Fraktionsvorstand und wählt bzvv. benennt diejenigen Abgeordneten, die Funk-
. tionen und Ämter wahrnehmen, insbesondere Vorsitzende und tvlitglieder und stellvertre-

tende Mitglieder in den Ausschüssen des Landtags.
ı teilt Reden und Redezeiten für die Debatten des Landtags zu; `
1 beschließt über den Haushalt der Fraktion und alle wichtigen Fragen der internen Organi-

sation; "
ı nimmt einmal im Jahr einen ¿nanziellen Rechenschaftsbericht des Fraktlonsvorstandes
-entgegen-und beschließt über dessen Entlastung. _

1„ _

(3) Die Fraldionssitzung findet in der Regel wöchentlich statt. Der Fraktionsvorstand oder die
von ihm beauftragte ltllitarbeiterln lädt in der Regel zu den Fraktionssitzungen schriftlich
unter Angabe einer Tagesordnung ein; ggf. legt der Fraktionsvorstand zu Beginn der
Fraktionssitzung eine aktualisierte Tagesordnung vor. Über diese entscheiden die Frak-
lionsmitglieder zu Beginn der Sitzung. Tagesordnungspunkte und Anträge an die Frakti-
on sollen zwei Werktage vor der Fraktíonssitzung beim Fraktionsvorstand oder der von
ihm beauftragten lvlitarbeiterln eingereicht vverden.

(4) Der Fraktionsvorstand muss eine Fraktionssitzung einberufen, wenn ein Drittel der Mit-
glieder der Fraktion dies verlangt. `

(5) Stimmberechtigt in der Fraktionssitzung sind alle Mitglieder der Fraktion.
In strittigen Fällen entscheiden die anwesenden Mitglieder der Fraktion, die Abgeordnete im -
Schleswig-Holsteinischen Landtag sind, über die Stimrrıberechtigung irn Einzelfall.

(6) Die Fraktion entscheidet in der Regel in offener Abstimmung mit einfacher Mehrheit ihrer
anwesenden Mitglieder. _ _

_ 4 '

(7) Jedeir Anvvesende auf einer Fraktionssitzung hat am Ende eines Tagesordnungspunktes
das Recht, eine persönliche Erklärung abzugeben. Eine Aussprache darüber findet nicht
statt. '

§ 4 Fraktionsvorstand
(1) Der Fraktionsvorstand besteht aus 'derldern Fraktionsvorsitzenden, zwei Stellvertreten-

den Fraktionsvorsitzenden und der Panamentarischen Geschäftsführerin; ihm können
nur Fraktionsmitglieder angehören. Er wird von den Fraktionsmitgliedern in geheimer
Wahl gewählt. Gewählt ist, wer im ersten Wahlgang mindestens die Hälfte der abgege-
benen' gültigen Stimmen oder in einem erforderlichen zweiten Wahlgang die meisten der
abgegebenen güfágen Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit ist ein dritter Wahlgang er-
forderlich, in dem ebenfalls die einfache Mehrheit ausreicht. Bei erneuter Stimmen-

- gleichheit entscheidet das Los. ' ~

Fraktion BÜNDNIS QUIDIE GRÜNEN irn Schleswig-Holsteinischen Landtag Stand Nov. -2609
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(2) Mitglieder des Fraktionsvorstands können durch Beschluss von mindestens 2/3 der Frak-
tionsmitgiieder abgewähit werden. Der Antrag ist schriftlich einzureichen; zwischen Ein-
reichung des Antrags und seiner ersten Beratung in der Fraktionssitzung sowie dieser
und der Entscheidung über den Antrag müssen jeweils mindestens sieben Tage iiegen_
in beiden Sitzungen ist den betroffenen Mitgliedem ausreichend Gelegenheit zur Stei-
lungnahme einzuraumen. Ein Antrag mit der Aufforderung zum Rücktritt des Fraktions-
trorstands oder eines seiner Mitgi_ieder ist unzulässig. _ -

(3). Der Fraktionsvcrstand wird jeweils zu Beginn und zur Hälfte der Legislaturperiode ge-
Wählt. Die Amtszeit nachgewählter Mitglieder des Frakticnsvcrstands endet mit'Abiauf

. der regulären Wahlperiode. Sätze 1 und 2 gelten nicht irn Falle, dass die Mitglieder des
- Fraktionsvorstands sämtlich abgewahit wurden oder zurückgetreten sind; in diesem Fail

wird ein neuer Fraktionstfcrstand für eine von der Fraktion vor der Waht festzulegende
Amtszeit gewählt. ' - - ~

(4) Der Fraktionsvcrstand führt die iaufenden Geschäfte der Fraktion und vertritt die Fral-d:ı`on
in der Öffentlichkeit und gegenüber den Gremien der Partei BÜNDNIS 90fDiE GRÜNEN.
Außer den durch diese Geschäftsordnung -geregehen Aufgaben nimmt der Fraidicnsiror-
stand alle Verp¿ichtungen wahr, die ihm von der Fraktion übertragen werden. ~

(5) Der Frakticnsvorstand beschließt über die Einstellung I Entlassung von Mitarbeiterinnen.

(6) Die Mitglieder des Fraktionsvorstands vertreten einzeln die Fraktion gerichtlich und au-
ßergerichtiich. Sie können die Vertretungsbefugnis im Einzelfall oder dauerhaft bis auf
Widerruf auf eine Mitarbeiterin der Fraktion oder eine andere Vertreterin übertragen.

(7) Der Fraktionsvorstand ist verantwortlich für die Arbeitsorganisation der Fraktion. Er ist
Ansprechpartner der Mitarbeiterinnen und des Betriebsrats. Unmittelbare Dienshforge-
setzte für alle Mitarbeiterinnen der Fraktion ist die Parlamentarische Geschäftsführerin.

(B) Die Aufgabenteilung innerhalb des Fraktionsvoıstandes über die Festlegungen dieser
Geschäftsordnung hinaus wird von den_ Mitgliedem des Frakticnsvorstandes selbst vor-
genommen.

(9) Der Frakticnsvorstanci entscheidet in offener Abstimmung mit einfacher Mehrheit seiner
anwesenden Mitglieder; schriftliche Voten oder die Einholung eines nachträglichen Vo-
tums' abwesender Mitglieder sind zulässig. in dringlichen Fällen ist eine Beschlussfas-
sung per Telefon oder per Email-Umiaufšıerfahren zulässig, sofern kein Mitglied des
Fraictionsvorstands dem widerspricht. Jedes Mitglied des Fraktionsvorstands hat ein Ve-
tcrecht, dessen Gebrauch einen Beschiuss auf der Fraktícnssitzung erforderlich macht.

(10)Jedes Mitglied der Fraktion kann beantragen, Entscheidungen des F-raktionsvorstandes
in der Fraktionssitzung erneut zu behandeln. Ein entsprechender Antrag führt zur Aus-
setzung der Entscheidung des Fraktionsvorstandes, es sei denn, der Vorstand stellt
durch Zustimmung aller seiner Mitglieder die Unaufschiebbarkeit der Ausführung seiner
Entscheidung fest. ' ` _

Fraktion BÜi»i[)i\liS 9i}iDlE GRÜNEN im Schleswig-lloisteinischen Landtag _ Stand Nov. 2009
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§ 5 Ständige Arbeitskreise
(1) Die ständigen Arbeitskreise der-Fraktion bestehen aus dem laut Geschäftsverteilungs-

plan für das Sachgebiet des Arbeitskreises zuständigen Abgeordneten sowie seiner
Steilvertreterin, aus den fachlich zuständigen Mitarbeiterinnen sowie ggf. den thematisch
zuständigen grünen Kabinettsmitgliedem. in Abstimmung mit dem Fraktionsuorstand.
können die Arbeitskreise darüber hinaus weitere Personen als ständige Mitglieder des
Arbeitskreises berufen. Stimmberechtigt sind nur die Fraktionsmitgl_ieder. _

(2) Die Arbeitskreise bereiten die pa_rlamentarischen und außerparlamentarischen Initiativen
der Fraktion und die inhaltlichen Beschlüsse für die Fraktionssiizung vor. Sie halten Kon-
takt zu den Verbänden und initiativen im Bereich ihres jeweiligen Sachgebietes und ar-
beiten eng rnit den zuständigen Landesarbeitsgemeinschaften der Partei BÜNDNIS
QOIDIE GRÜNEN zusammen. Sie beraten die Pressesprecherin der Fraktion in der Öf-
fentlichkeitsarbeit, geben jedoch keine eigenen öffentlichen Veriautbanıngen ab. Sie ko-
ordinieren die Zusammenarbeit mit den anderen grünen Landtagsfraktionen und der
Bundestagsfraktion.

§ 6 Beschlussfähigkeit und Teilnahme an den Sitzungen der Organe, Protokollfüh-
rung -
(1) Die Teilnahme an der Fraldionssitzung ist für die Mitglieder der Fraktion. PÀicht. Sie kön-

nen sich in Ausnahmefällen von der Parlamentarischen Geschäftsführerin von der Teil-
nahmepfiicht befreien lassen. '

(2) Die Fraidionssitzung ist beschiussfahig, solange die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist.
Die Arbeitskreise der Fraktion sind beschlussfähig, solange ein Fraktionsmitglied anwe-
send ist. '

(3) Der`FraI<ticnsvorstand ist beschiussfähig, solange zwei Mitglieder anwesend sind.

(4) Die Sitzungen des Frakticnsvorstandes sind für alle Mitgšieder der Fraktion öffentlich,
iiber eine Teilnahme von weiteren Personen entscheidet der Fraktionsvorstand.

(5) Die Fraktionsmitarbeiterinnen und die Wahlkreismitarbeiterlnnen der Mitglieder der Frak-
tion können an den Fraktionssitzungen teilnehmen. Wenn Mitgiieder der 'Partei BÜND-
NIS QOIDIE GRÜNEN an den Fraktionssiizu-ngen teilnehmen möchten, ist eine vorherige

. ' Anmeldung beim Fraktionsvcrstand nötig. Über die Teilnahme von weiteren Personen
beschließt der Fraktionsvorstand im Einzeifali.

(6) Abweichend von Absatz 4 werden Personalangelegenheiten sowie Angelegenheiten, die
.die persönlichen Lebensverhältnisse von Fraktionsmitgliedern betreffen, nur von den
Mitgliedern der Fraktion behandelt. Diese können weitere Personen hinzuziehen, sofern
die betroffene Person zustimmt. irn Übrigen geiten die Regelungen des Betriebsverfas-
sungsgesetzes. _ .

Fraktion sünonıs soiois snünni im schıeswig-Høisieinisßnen Landtag send Nov. zum
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(7) Abweichend von Absatz 4 können die Nichtmitglieder der Fraktion durch Beschluss zu
einzelnen Tagesordnungspunkten ausgeschlossen werden. ,

(8) An den Sitzungen der Arbeitskreise können die Sprecherlnnen der dem jeweiligen Sach-
gebiet zugeordneten Landesarbeitsgemeinschaften bzw. die entsprechenden Fach-refe~
rentlnnen des Landesvorstandes der Partei BÜNDNIS QOIDIE GRÜNEN teilnehmen.
Über die Teilnahme weiterer Personen entscheidet dieider Vorsitzende des Arbeitskrei-
ses im Einzelfall. Absatz 5 gilt entsprechend. '

(9) Die Sitzungsleitung in Fraktionsvorstand und Frakliorıssitzung hat die Parlamentarische
Geschäftsführerin. -

(10)\./on den Sitzungen der F-raktionssitzung, des Fraktionsirorstandes und in der Regel auch
der Arbeitskreise werden Ergebnisprotokoile angefertigt. Über die Behandlung persönli-

- cher Angelegenheiten der Abgeordneten oder Mitarbeiterinnen wird kein Protokoll ge-
führt, sondern ein lediglich den Betroffenen und dem Fraktionsvorstand zugänglicher
Protokollvermerk angelegt. _

('l1)Protokolle der Fraktionssitzung gehen den Mitgliedern und den Mitarbeiterinnen der
Fraktion sowie den Sprecherinnen des Landesverbandes Schleswig-Holstein der Partei
BÜNDNIS QOIDIE GRÜNEN sowi_e ggf. den grünen Kabinettsrrıitgliedern zu. Protokolle
des Fraktionsvorstands gehen allen, Abgeordneten der Fraktion zu. Alle Protokolle wer-
den auf der nächsten Sitzung des Organs beschlossen. Protokolle der Sitzungen eines
Arbeitskreises gehen dessen Mitgliedern zu und werden auf der nächsten Sitzung be-
schlossen. Änderungen zu den Entwürfen der Protokolle sind im Protokoll der über das
Protokoll beschlussfassenden Sitzung aufzuführen.

(12) Protokolle der nichtöffentlichen Teile der Sitzungen der Organe und Protokollvermerke
über die Behandlung von Personalangelegenheiten gehen ausschließlich den beteiligten-
Personen und dem Fraktiorısvorstand mit der Bitte um. Rückmeldung zu, ob Änderungen
gewünschtwerden. Erfolgt eine solche Rückmeldung nicht innerhalb von 10 Werktagen,
gilt das Protokoll bzw. der Protokollvermerk als beschlossen. Das Dokument ist getrennt
von den übrigen Protokollen aufzubewähren und ausschließiich den beteiligten Personen
und den Mitgliedem des Fraktionsvorstands zugänglich zu machen. Über den Einblick
weiterer Personen entscheidet im Einzelfall der Fraktiorjısvorstand.

(12) Werden Beschlüsse des Fraktionsirorstands telefonischfper Faxfper Mail herbeigeführt,
' werden sie im nächsten Fraktionsvorstandsprotokoli aufgenommen.

§ 7 Parlamentarische Initiativen
(1) Alle parlamentarischen lnitiativen in Form von Fraktionsanträgen, Dringlichkeltsanträgen,

Anträgen auf aktuelle Debatten, Große Anfragen und Gesetzentwürle bedürfen der Zu-
stiırırnung der Fraktion in der Fraktionssiäung. in dringliohen Fällen genügt die Zustim-
rnung des Fraktionsuorstands; er gibt der Fraktion die initiative in der nächsten Sitzung
zur Kenntnis.

Fraktion BÜNDi\ii8 90lDlE_ GRÜNEN im Schieswig-Holsleinischen Landtag Stand Nov. 2009
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(2) Kleine Anfragen von Mitgliedern der Fraktion sind der Parlamentarischen Geschäftsfüh-
rerin vor Einreichung zur Kenntnis zu geben. ' _

(3) Landtagsanträge müssen zwei Werktage vor der Fraktionssilzung beim Fraidionsvor-
stand eingereicht werden. _

§ a ö¿eıiıichleiisarbeit
(1) Presseerklärungen der Fraktion werden in der Regel unterdem Namen derldes fachlich

zuständigen Abgeordneten veröffentlicht. Die Pressearbeit wird dabei durch die Presse-
sprecherln der Fraktion koordiniert. Presseveriautbarungen der Fraktionsmitglieder soi-
len nur nach Rücksprache mit der Pressesprecherin, der sie vertretenden Mitarbeiterin
oder einem Mitglied des Fraktionsvorstands erfolgen. Dies gilt nicht für Pressemitteilun~
gen des Wahlkrelsbtlros einenieines Abgeordneten mit nur regionaler Verbreitung. Diese-
regionalen Pressemitteilungen sind der Pressestelle der Fraktion zur Kenntnis zu geben.

(2) Auf Verlangen eines Drittels der Fraktionsmitglieder soll deren abweichende Position in
wichtigen Fragen in angemessenem* Umfang sowohl in der Offentlichkeitsarbeit der Frak±-
tion als auch, sofem möglich, im Landtag berücksichtigt werden. .

§9 lllIitaı'befteı1lnnen 1
(1) Der. Fraktionsuorstand legt der Fraktion für die Fraktionssitzung auf der Grundlage des

Haushalts einen Steilenplan zum Beschluss vor.

(2) Bei der Besetzung von Stellen wählen die Fraktionsmitglieder eine Einstellungskommis-
sion. Der Betriebsrat-in wird in der Regel angeboten, Mitglied der Einstellungskommission
zu sein.

(3) Die Fraktion bildet in A.bsp_rache mit dem Betriebsrat Rücklagen für einen Sozialplan tür
den Fail eines Erlöschens der Fraktion nach der nächsten Landtagswahl oder eines Ver-
lustes-des Fraktionsstatus während der Legislaturperiode. Grundlage ist die Betriebsver-
einbarung. _ - ,

(4) Kündigungen von Mitarbeiterinnen werden nach Anhörung des Betriebsrates und ggf.
' unter Einbeziehung der im Sachgebiet derldes Betroffenen tätigen Abgeordneten durch
den Fraktionsuorstand beschlossen und durch die Parlamentarische Geschäftsführerin
ausgesprochen.

(5) Mindestens die Hälfte der Stellen der Mitarbeiterinnen der Fraktion ist mit Frauen zu be-
setzen. Abweichungen von diesem Verfahren bedürfen einer Zustimmung von 213 der
anwesenden Mitglieder der Fraktionssitzung.

Fraktion BÜNDNIS BÜ/DlE GRÜNEN irn Schleswig-Holstsinischen Landtag Stand Nov. 20138
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(6) Die Parlamentarische Geschäftsführerin ist dafür zuständig, dass Mitarbeiterinnen in der
Regel Überstunden durch Freizeitausgieich abgelten. im Ausnahrnefall kann die Parla-
mentarische Geschäftsführerln dem Fraktionsvorstand vorschlagen, dass einzelnen Mit-

- arbeiterlnnen Überstunden ausgezahlt werden. Alle Abgeordneten tragen Verantwortung
dafür, dass die Arbeitsaufträge für die Mitarbeiterinnen in einem ihrer Arbeitszeit ange-
messenen Umfang erteilt werden. Bei absehbar anfallenden Überstunden über mehr als
die Hälfte der Wochenarbeitszeit einer Mitarbeiterin ist die Parlamentarische Geschäfts-
führerin zu informieren.

§ 10 Finanzen der Fraktion
(1) Der Fraktionsvorstand legt auf einer Fraktionsitzung zu Beginn eines jeden Jahres einen
' . Haushaltsplan vor, über den diese beschließt. Dem Fraktionsvorstand obliegt die Über-

wachung- des Haushalts der Fraktion. Er ist für die ordnungsgemäße Verwendung der
Fraktio nsmittel und eine korrekte Buchführung verantwortlich.

(2) Der`Fraktionsvorstand trifft im Rahmen -des Haushalts der Fraktion ausgabenwlrksarne
Beschlüsse bis zu einer Summe; von 3000 Euro. lm Rahmen der allgemeinen Geschäfts-

- führung können Ausgaben bis zu einer Höhe von 1000 Euro von der Parlarnentarisehen
Geschäftsführerin beschlossen werden. `
Ausgaben, die der Aufrechterhaltung des allgemeinen Geschäftsbetriebs der Fraktion
(Verbrauchs- und inforrrıationsmaterial) dienen,-sowie Ausgaben im Rahmen einer von
der Fraktionssitzung oder dem Fraktionsvorstand beschlossenen Maßnahme können bis
zur Höhe von 500 Euro pro Ausgabe von der Fraktionsgeschäftsführerln oder der von
der Fraktionssitzung bzw. dem Fraktionsvorstand als Verantwortliche benannten Mitar-
beiterin getätigt werden. Darüber hinaus gehende Ausgaben' bedürfen der Genehmigung
durch die Fraktion. Anstehende Zahlungen dürfen erst getätigt werden, nachdem die
Fraktionsgeschäftsführerln oder eine vom Fraktionsvorstarıd benannte Vertreterin ihre
sachliche Richtigkeit bestätigt hat; dies gilt nicht für regelmäßig wiederkehrende Zahlun-
gen. .

(3) Flnanzanträge an die Fraktlonssitzung oder den Fraktionsvorstand für Aktivitäten der
Fraktion außerhalb des allgemeinen Geschäftsbetriebs sind - von dringlichen Fällen ab-
gesehen - spätestens zwei Wochen vor Beginn der Maßnahme beim Fraktionsvorstand
einzureichen. Der Fraktíonsvorstand kann ein Veto gegen ausgabenrelevante Beschlüs-
se der Fraktion einlegen, die nicht durch den Haushaltsplan gedeckt sind oder offensicht-
lich zu einer Ubersch reitung des l-laushaltsplanes führen werden.

(4) Über Leistungen, die die Partei BÜNDNIS 90lDlE GRÜNEN für die Fraktion oder die
*-Fraktion für diese erbringt, sind Verträge zu schließen; solche Leistungen sind ínihreın
angemessenen ¿nanziellen Gegenwert zu erstatten. i

(5) Tätigkeiten von Abgeordneten oder Mitarbeiterinnen im Auftrag der Fraktion werden ent-
sprechend der fı'aktionsinternerı Kostenerstattungsordnung erstattet, soweit sie nicht
durch den Landtag, den Landesverband der Partei BÜNDNlS 90íDl'E GRÜNEN 'oder von
weiterer Seite bereits erstattet wurden. Die Kosten sind innerhalb von acht Wochen nach
Abschluss der jeweiligen Tätigkeit abzurechnen und - soweit erforderlich - zu belegen.

Fetiiun süuonls soroıe GRÜNEN im senıewgnuıueiniscnen Lansing ' l send um 2009
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cefgfıäf¿wfdÀuff * wm
der FDP".-FraL:%i'o'r_z .I_rñ-- Schleswig-Hoilste-inš_s<:_tran Landtag.

Be~s_c_:h_I;3§.ser1. &m.0`-9„O4.1996,-àulje-Eli ge-ändert cíuriih Fraktíørä¿bésçhluss
am 8. März .2Ü0§

§47

Mš`r§Ãfí;Edšcfíä1?

I; Die- FraktiÀn daf Freien 'Ü_em'@l<.r&_ti„5che.n :Pz-1*rEa`í im S¿í*ıIeswíg~

Hcä}s¿eí¿í5çhe._rr _í;;ım;l_tag bästeht Eıuš den ÄbgeQr_dne'íe_nı dhä auf

W315 íif'0I.'5<':__h lfägë¿- Cí¿l' __Fr_efe_n De-m0l<'¬rat7íSf;hen Part'E:,i (FBF) gewählt

Wc1råe'r'ı sind. 'Üfi-e Mítg-lieder haben çzlije gläicheiri ä'a.«2htè~ und' Pfššchíe-n,

2. Ü_hı'íıe 'Mitg1'íecI'z.u gain, liënne-n crlše in-Sc;h']§swígi@H1;F'5,“cei'n' gewählten

FDP1-*Mifg!1i`e.~jfdEr des Daušsiíhen B-uf1_dia-ätageá am den -Sit-zμn_g~.en der

Fraktiun mit B.±=±.rëıte1%ıcfe;* Sjtímme. feíIneh_m<;±.;n.

3-. Dia. Aufnahmg van 5-fänd-igß¿ Gästen- im Sšñnfe vg-n_ § 22 Abs. 3' der

Gesß¿-â_štsQ_rd nu ng- ¶:ie.5. S'chie-5_wig~Hüístein í*sc?1"en L&r'1dí&ges_ bedarf

äelı* Zu Stimm-ühg von zwei Drlíftein der Mí"cgE`íeder dEırFràktí0¿-. Uie

Ees¿ht~u~[šf'a'ssu'ng ist ñur' 2'μlå55í§§ wenn gín soiı:›h›s=,r Antrag auf der

Tage*s«::i:.fdWnu¿g de; Fraktion' steh-L. 'Über äíè. Rec¿ßšf uncıí- Pflichten

ëntschíeiiríefcf die Fraktíün mit zwei í}ríí'tLef|r1.def Stimmen' der Mitg_l;ie„der

der Frakzicm

I



41. Die Mí*Eg_[iei-derdef Hàktíon sind verpflichtet, -ah den Sífzungeri der

Fraktinn und í-hrüf' Gr¿míën sowiearı dem Sitzungen und årbe_ítEn ciës

Sçhíesw%g†H0l5Iešni-5-che n' Land¿agas und sei?-†_e-f Ausšcñüsáe-

fail-zune¿mëm

S.. Die M_itgii'eäEr werden dem Parlamentarischen Ce_schäft:~3_führer

reı:htze'it_ig n_ı`iit__e_í.|en, We__n_n_ sie ah einer -Sitzung nicht teši_neh'ı'rı'en

können, üÀd1wé;fdeÀ=si'ch bei S'št2um_;.e¿ de:*"Frakti'o'n und ihrer

Cremíiın. ira- die å.nwe5enháíts1i_stèn. eíntragëü

6. Die _Mi†„glí&d&r déi Fr-a_í§t_ion sind, an Au¿i*ä`ge~"ui*ıcf1Wei§Lmge¿ nicht

gfàfbundßjé- μnd nur i¿remí Géwßse-ri. .ı.`±nte`rw0rfeñ. -Sie sßllßn j¶edc1'fií1*ı

de'ri_'*Jø1†si¿2¿'n.d.en oder a.i_n.äÀdëfes \f0rstandsm,ifc_gIi`e=çi u-n¿erric-híen,

wenn sie in w-ich.ti._g§_n Ftag_en im Sch_1.e_swig:-'Hoisf_ei_nís_Chen Lan¿tag-

„aAb'w.ß_í;che-nçš_~ vgn çíegjr _Frakti@nsmeh'ı1heit abstim'men wøiiën.

L

7. Va-r* dei' Einb.r?.h§iiÀg von Voriage¿ e~ín2_eiÀ_er 1\?íi'tgIš_ede_r _-in den

Sch_íeswíg-Haísteinislçhen Lgnáåag snífi der Verät;and~_u f1'¿èrrfš;h}ç_et

Werdàm K1'¿~ine.ânfra9¿íü sølknfı Im E-ürfa des Pàrlà„¿*ı'e'ntarí'sche`n

G_eschäftsfíä_hie;f z¿ı¿' Kennt-nis' e'ingEf;è]'tht Werden..

§ 2
Organe und Gremien

~§1")Ürgan'-e. den Fraí<íšš.1n~sind

Ü



T-. die Ffaktiün als Veršammiemg,

2. def lfersií-an'd

.(_2.)_{1r_e;mei;eefı_ der rakíierı. sincí:

I-, Ffektíon5-arbeít'sl<;re'Ese;

21 Ar_b.eíts'gruppen Qcler Ad heç~š<0mmissi0nen, die sie-1' \.{'ersfta._nd_'ed.er

die Frákíi0_n für Üè5t.irñmte-ZešÀi¿rh bég`re;¬i.2'te ,À.ufg__aBen -zusä_tz]i`th

eínseííeıii kann und deren ,ëa'rbe'ät-s'erg_ební§s_e der Fifaktíün

bekan n_t.?í.ugeí3e H.. -Si rıd.

§ 5

Ffakffün

1. Die freekıeien mei ~ nach, efneerefenge dureh een* vefefene ~ zn jeder
Síte'Lın`§sw0che.rñin'd'eß$'tens eínmel, im übrigen-=2u'f Beramng eííer

Wesenteiíëhen pe1ítí1sch-en Vorgänge wir `Bë.$:chIu~ßfa5sung im

Schleswig¬HeEs1teíniseherı_ Lan-die-g z_u$emmen._ Eine Fraktíen¿sitzung

â-51: einzμberufee, Wenn. mšnciee`1:en_s._eiı1 '*¬fie_rtei #21' Mifglíeišíef der

Frak;i:i'en' es \›!_Er|áFâg'í-.

2. Die T3.geSr;rc§n`u.Fig der Fraktionssifäung* ;J__r11Ií die B;esf;ñ|_Ll F5v0ıfše__ge_n~

Cie-S Vøfsiandı¿ Oder dei' Ar-bešt`5_š<_rei5e Sólíen 'mr Begiñn' der Sitzung

ve rl i.-ege ı'*-ı.;
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5.

E.

Über Fra_i<ti«ı_t>nseitzung'en werden ErgebnšSprete_kf0l_le. gei"i.ih`r†', die den

Frekti'ens~rifiitg-iiecíem späteÀens eu Beginn 'cler übernäehsteeí

Sitzungsv.›geel1e.;?;uF Verfügung' gemfeilí werden ,s'eı¦leıe. \1i'ıiertpr›:ıte1l_<ei|'e

b_eidiirfle_n ei_rı_e_r b.e_s_e_n_felíel†elfı_ $__e.s;:h.l.íı,;,ßfal5_5__eıllng-L

en den Siteu-¿geñ der Frektieri lciñrineri teilnehmen

ei die' ehemaligen Mitglieder ›:;i-er l`„an~:ita;g,sfrel<`tien, die Mii:giie_d del;

F reien

E3ei†'ı'iíıkreLtie.i:-hen Pä1rfffe.i šiifacl, _

|::`~)_"<:_1_i,e Lan;cl`e5mii¬±`i.ster, die Mitglied der Freie¿íDemekfäis-cñen Partei

sind,

:-131 der Le'ndef5-uer5i=I_ze nde der Fıíeien Demekiäfi§e.hen- Perteii

di die E'i*ıi'e1'i'wjr.e=it:feritien -der F iei-en `i'3%emekreti5ehen Per-ieh

Leñdesverbend

Schle-'sWíg-;Hel5tein,_

e]í ciea' LëlÀdesge-sehäfteführei*der Fr`e§ie'rı Díemelkretiecñen Ferte_j.

Ešie Te-il_nahmeberech{igun'g gilt nur für die Fersen; eine

Sie!-ive'rfreıun_'g ist .eesg_eschl'ess'ee.

Andeie¿ 'Perecmeıfi ieaı'-*mi der Freletíen-svorstand ciie'Te'iii1eh-me

gestatten. Fiir `Fraiâi:ionssitzengen'_, 'die fiir vertraulich erklärt werden",

kenn die 'í'eilnal*ı'_me ge-nz eelef tei-iweise bes;chrärıi<i' w_erd_`ezfıi

Teii-'n-ahmebe'rei:l¿t_igte, die beruflich eder' E-iuf Honcirerbesíe- mi?

Ceger'ıStänci'en b'e_fe.ßt sind, die in den 5i±zu.rigen der Fraieçien
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behanele-li- Werden! sollen dem Fraktiensvorsiizenäeri eiiie etwaige

lnteife-'5senvef.kni]p_fung reiite-il'ei'i und

'g,egebenenfeile auf Teiinehme verzichten.

§ 4

Ai/ziíffeben der Ffeiêägn

i. Die Frektien eiıteeheícle-ti über ih-re Politik im SeHle'5Wig-=-

l-1el±=._teii'i=is'i2l_1e.ifı LaniíIšl9'.

2-._ Verlegen-, díe=ife'n der Fraktigıi in .deii SchIe.swifg-Hiolsteieisciieri

Lendtag='e~in'g__ebrecht 'werderi Seilen, riiü~s:';'en' in einer

Frakii_e_Às-s'iizii__ng; bemten und l:ies'chl_eS_een'wer_c{eii-. in

urıeu_fsciıíebhe-ren Feilen kenn eer Fi&.l§ii_ense-erst'eiiel- eeischeiden

3. Die 'FiTe_lštii:i'n W'ä.l"`ılt "

a) den Ve*rst'aecL

b)._.r3l.i`e'\š13rsiiíencl.e.n der Fral<t`iensari3eitsštreisey,

:J ciie vı:m.t:ie.ıi `Er;ıl<_1ti'en zu benen'n_e'r_ieieg 'l{ei1ci;ia';eie_n für das

Plrigis i_i;ii.'ı,i in -ci es Seh le swig+H_fiiistei'fı_i's elíıerı -Lancitegee u n _d~ fii r 'cleri

ífersiti* iätieír' Stel.lVei'ti'e'ienf:íëie '\füı'eiiz"eine5 å1§is_Se_¿`ii5seí5 oder

Eíremiume cles Seh_ifeSwi'g_~Helsie.ini'§C'h'en Lai:-Cltageš-,

ei) die ven der Frekiien zu' beifienifieiicieiíı Mitglieel_er in eien.-

f11„u-5 si: lfı üesen liiíid (J remien' ci es Seh leiswi*-geH.0_l:i1'iein'íS_c_h-e ri

LaÀG'ieee=¿„ ~
e) die iëeeciideten eier Frektlien für-Aueigebieiı' eeße.-rin-alb des

Schieswig_-i-ielstei'ni`si;hen Landtages, cílie vom Plenum- des

"li



Sehlesíeig-Helseeinísthen Le¿dtegee gestimmt oder zur Kenn-mis

genemmee werden.

Die Fraktitiii beschließi aui`g"iui1i;i des Reeheiischeftsbeiichts. gem.

.§: .8 Abe... 4 i;l_e.s F§;_i:_hl_e_s_Wi__g>H.e_.i.5.ie.i.i1i.s.che..n Fı†al<i;'i.e.ri5g.e s.et2.e.s

jähriith über die Entiastung des ífgrsiands. Mit der Eisteilluıfıg des

Reche.rısehafis_beric`lnt§ Mr-ci. der mit der Bue¿šweltung beaiiitragie

5teue.rberetejr beeμifíregt.

§ 5

Vef¿rand

l)er"*i/orstaiici beste-lit

ei) aus cšem Versiteenden,

i:i_} r*ni'ncles;iees einemfeiner siell'i«.'eitrete.ric:len Veisitie¿den' sewi'e

ggf. weiteren 5te.l|'ve'ıí1'retend'eÀ \fe"rsit2endei1 gem; §1 6 iiibs. «fi des

S_ch_les1.eíg~He|ste`íi'iisc~l51en Äbgegidiietenge.s1et1*'e.s,

c] age dem Peiiameetairischeri Ges_ehäftsfüi1rer

-ci) kraft åmtee aus den ll./litgí_ie_r:ílerri-_ cie-5 Präsidiums. çiee Sf-:hle§wig'~

Heisteinischen Leneit-ages.-I die Mitglied 'cler' Freien Deme.kratiscl'à_en

f=*ert'e-i siricl-.

Eier Versifzenrie; seine Siellvertreier und der P_.erie_mentaristhe

Ge'S.C_häfts¿-,ihrer werden in der Regel auf zweieinhalb jahre

gewählt. Du-ieh F-ral<t.iDr'i5iieeCiı|uß kann Elie Wahizeit auf eiejíeñr

verkürzt iiıfei'~i:i'~erı. .Die Wieclerwehi ist zulässig. Der

Parl_ain'eiıie_rische. l'-'_-lesehá-i_ft5i°iil1rer wir¿i. auf i›'ei-ee-hlag des

,ı'

'1.1-2"

ws.



Versitaeeäen gewählt. Eñeiigi; Lii.e-Wahl wen-ig'er ais zwei j-aiire vor

Ablauf der Wahiperiecie, gili sie eis. zum Emile der Wahlp'erieg'e-.

Der ieantlleeiiia-r`šii2š%.†l.'ide 'i&`=.f Pfši¿ei und die Lanr2le.si'nirıis.ter_, "die

'Miiglied der Freierı Demekreüàehen P_ai';íe'i sirı_cıl_, l<öjnrien'an den

S'iizun'g_en des iëerstanciä teiiriehmea.

Der Verstand *ieitfiü die .Fraktion u_n{i.fi.ii1it ı-:lie Gesthäiie. Die

feeht.s_g'eseh-eiii-ie'h'e Ve'rtree.ıiig.,. in-sbesençleie ge-n Abschluß ver]

Verträgen mit Angestellten; der Fra'.lÃiíie.n kann de'-.if Vers.iarı„;ıl -dem

Parlame_ıfıi:_ar_isehen Gesehä¿-5iüh'rer ifibeitragere. der dem

Fial<tieri5ve'i5itaehde_r¶_ gegenüber verantwertlie¿ ist.

§ 6'

Weffíerfšihreng 'efer Geseäâffe

'Viit Begkm :je-r' neuer: Wál1`lpe.r'i-eäele fiihfeh die ivi ii-glíeiíer ges

R/eraiarıci-5-1, die Wieder in Cl-eii Sehle=awig--Heiateini-sehen i'_a_i'ı¿¿'ag

ge»af_äh-rt uegrderi Si¿šii Elle' Geschäfte dei Fralctiiíirfı, we-nn-'cii'e FraI<'i`ie_r'i-
.._.-.ıı-ıi-¦"""".

nicht etwas a`rı~;:ie'ie-S iaeschii_e ßt. Sie Wahi des. ífe'_rS'~í'aeda muß

si:ıa*teSte~i'is sechs: Sitzu'ngsiWer;heri= nach der i<e_n5tit.eıi'eru ng des

Schleswlg--Heiai_ei'nis<;hen earii:i~tage's erfolgen.



§2*

Üreefifeiz'

Üie Frallititiri bileiei zur Förde'mn_g- der Frektien saibeit- uad zer

1/erbeieituiig der Eeeeiiılüsse der Frekiien Arbeitskreise-.

Über die Teiln~ajh.mebe;'e.ehtiggr1g_ an-. den Sitzungen en_tsf.:he_icl_en

die afbeitekreiise und Arbeiisgieppee.

§. 8.

5'esdifu/šfábigkefzi _f1'bs.tfmmuegsffege{e

i:›ie*ofgei-ie und Gremiee der Fraktion sind in ieiem Fall
bescñlLißfähi`g, wenn sie an `Tag_e'n_ mit Pi'ese~nzpilicl'1.t für ,die

Mit iíe¿e-r des Schieswig'-_He_l-sie_i.if1isclfıeri Landta ee einberufen9 'ä

Weiden. im iibrigen Sine' sie l_"›es<`:l1li.1~lš_l“"ä.l_1ig, weiëri mehr alfıizlie

Hälfte. ihrer' Miiglieızier a'nwesem;ı ie; eie Bee<:hla`isfeeigkeiii isı.:

§eet'zustelle¿_, wenn sie ver' eme? åbstimmüng engeZiriie'ifelt wird

Eescíf-1.li1`ı.sse Werd en mii' einfacher Mehrheie gefaßt, wenn diese

Geseh_äftsercimin_g_ nicht etwas arideres =b,es.i.íi¬ñmi;..

Bei *šiimn¿ei1g'ie_ii:l1zeii .geleen Aninäge als'&bgeielm't.
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Sfšmmè¿ähaštıíngeÀ we`r-äêrfi bei üer Fšrmíttšung- dar Mehrheit nich":

näítc¿ àrech net.ı¬ı
16'* -ııi'

§ 9

Wafrš/en

1.- Wañíen zárıí¿ Vfırsíánçl sind gšháif'n', Anderë Wahren känrsen üffen-

dm'fc:~hgeführ†; wer-dem warm rıíamanri- wíde._rspr'icht.

-:\-1-:.

2._ Äls gewählt gilt-, wer die Meh__r'hei1_; dèr' Sfümmañ die! Mi%g_I_íeëe_r der

mı<r;ßn eyjreíiçhf haμwird diese Mefırheíf nich: erreichtf edeir

ëntfâíèht Stífrıfneng|eíchh.é.i't, fnlgt ein Zweiter Wahl_g-ang bzw. eírıfe

Stiåıwahl, wühei ßiš¿. relaíšff¿ Mëh¿heât bzw. 'ejíe hächsíe

S'íšmm_e'nzahJ eniscmšdeii-1

3% Die Wahlen nach §5 Abs. 2 unaci 5 3-2“ Abs. 1-, sülien zu šeginn der
W-ähâijerinäe in der l<fjı'f'5iítui¿ren-den Sitzung gi¿r' F'ra_¦<:1`:íon_

Stlâ-1"tt¿n:dien-. Nach Ab_ša;uf 'dar W'a|1-šzeiåc ESI mit einer Frist von

ı*t1í¿d&~'s&tı%ın'5 einer Wache 2†L_írN&uW&.í¿.['dgr Fıf=akt'ícın5'ä=mtéı'

e-inz:_„ı_iaden¬.
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_§` I Ü

REChnu¿gsfegyng

Lief Verstantl hat den zur Erstellung lies Rechens'ç.heftsl3efícl'À:e;s

gemäßå- åšcíes Fraktiensgesetzes jährlich zu best_elle.nè:len

Añsehltfßjšfüfern ütgef Z-,Lili Einnal_1m'_en_un_d À\usgaben_ sc%wie_ ıliljer 'cla's

Vermögen und tlíe Schjulltlen innerhalb *mn sechs Meneten n1_a_f.:h

¿.bsCl1IäJ'ß de-5-Hau`shalt1sjáhrs Rechnung zu lege-ra.

§ Z I

AböefufifÀy

'eie Frakrisoe .kann ein gewähltes Meifglsiisds des v±:r§'mn_fls abıserufen.

Die Abberufung bedarf der Mehrheit der Stimmen* der Mitglieder der

Fral<ti.f„>¦'ı=. Der Antrag- m_uíš_ mindestens von einem iflertel der

Mítglıíeder der Fräktío¿ luhfefstütet werdeñ. Ef muß den Mí`tgl__F'eü_ern

cler Fraktion Ese Ece'nntge-geber: werd-en. Zw-ischen der Bel<anntga_be

untl der Abstimmung_ müssen etht.um':lvi-ereig Strímcien liegen.

§ T2

A ußlérmfars re_À{1hg~ der Fraffffon

E., Öffe.ı'-nflfche Erklärımgen für -:lie 'F:fa„lktíc»-n e-rfelgerı f::l`uf~:h: den

Ver`sšl:zehCleH-, efrí anderes Mítgliecí des Verstands o._cíe'r die -mit

einzelnen Spf'echerfunl<tionen be.auftr`ag~'fen Mitglíec:le.r cler Fral<tio_n_.



2. Üie Nutzung der Preseedie_ns*te 5-ieht -zur Verfügung:

§1) den Mitgiied.ern des '$ı'o'rstandes,_

b-_) den Vorsitzenden, stel1vertreten.den_ \fers'itze;ndee und Obleu-ten in

den Ausschüssen des Schleswig--Helsteini$;che~n .Le¿-Cf¿ääëäf

ei den Vorsitzenden der Arbeitskreise,

cl)-den Sereızhern. für ein be-síirnintes ärbeitsgebier gemäß einer

zwísifhen den Arbeitskre-isen und' dem Eiorsiend a_bgesprof{:heneñ

Sprecl"`ıe›ríiste,

e)'_jedem Mitglied der Eraktien im' Benehmen; 'rnit dem _z_u_stäri,diÃgen

Arbeiisl<_reiss›'ersitzenden. Üiamenn crdıer' Sprecher.

§ I3

Ämíericxng der Gesr:f2à'¿5orEr'f:eng

Ãnderunge_n de.r~.Geschäftso'rdne~ng bedürfen der l\.flel1rheii: der

Stimmen- der M`itg'lieder der _F`rai<ici,e_-n. Ein- Ä-ntfrag auf Änderurig der

Üesiíhäfiseifeliiiung nmıiš min-deste_ns zwei Siteengswechen ver

Beratung' den Mitgliedern der Fiadlštien iıekannígegeben ¬ererde.n.. Die-

Beschiuß~fe.ssııng ist nur zulässig. wenn ein si~o_I.c`l1erß.n'tf_ag -auf der

Tageserd-nu-ng der Frei:-Iíen steht.
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..u--

.u-_§ ,i.-fi"

8eeÀ=:f.›§r,rng dee A/ífrgffedsche¿f ..

i.._ Die Mitglíedscíıeft endet-

b) dureh iiwsscii-Fuß

'ciurch eus'tritt;serkiár”nng,

I

ti) durch ,i'-ätr.str'it_t aus der Freien Demokratischen Partei.

di dtmth Auâå¿liiuiš aus der Freien Üenrr_t;›l<r.';1t_isr:_hen Partei",

Ã

2. _De“rrAussr:hniá eines. Mitgiieds eder' e'ir1es Ges-tes ist nur aus

wichtigem Grund zulässig-. Der Ausschluß bedarf der Mehrheit der

.Stimmen win. zwei E_`iritte'in. der Mitg_Ii_eder der Frektien. Der Antrag'
1

muß mindestens von einem V_ie_rte_;l der [vlitg_l`ie`der der Frektien

unterstütze we rden- Eiern Eetreffenen ıftíiıiiš vorher in der Fraktion

Gehör gewährt we rden.

Eier Antrag auf Abberufung mtriš den Mitgliedern der Fraktion

bek_enrtg_egeben we.r_dfen. Zwiscíhen der Eekan ntgabe und der

SQw`eít diese Geseh

_x

§ f-5

Sthfnßıfersrfirffr

äı°tsordnı,rrıgf rılehi- etwas Aiaweichendes_ bestimme

gilt die Gesehäftserdimng des'Schleswig-eieiolsteiriischen Landtages

entsprechend.

12

Abst-irnrriı._r_,ng mes-sen acht't1nCisfi'erzi'g Stμnden li_ege'n. „
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Geschäftsordnung der SSW-Fraktion
im Schleswig-Holsteinischen Landtag
Beschluss der Fraktion vom 01.- Oktober 2009

§ 1
Name und Sitz
(1) Die SSW-Fraktion im Schleswig-Holsteinisohen Landtag ist die Vereinigung der

Mitgiiederdes Sohleswig-Holstoinisohen Landtages, die auf der Liste der Partei SSW
in den Landtag gewählt wurden.

(2) Die Fraktion hat ihren Sitz in 'Flensburg/Flensborg und in Kiel.

§ 2
Konstituierende Sitzung
(1) Die Mitglieder der Fraktion treten innerhalb von zwei Wochen nach der Wahl zur

Annahme der Fraktionsgesohä¿sordnung- und zur Wahl des Vorstandes zusammen.

(2) Die konstituierende Sitzung wird von der oder dem Fraktionsvorsitzenden der
vergangenen Wahlperiode einberufen und geleitet, hilfsweise von dem ältesten
Mitglied der Fraktion. '

§ 3
Mitglieder
(1) Mitglieder der Fraktion sind die Abgeordneten, die vom Südsohleswigschen

Wählarverband für den Landtag nominiert und in den Landtag von Schleswig-Holsteirı
gewählt wurden, im Laufe der Wahlperiode über die Landesliste naohgerückt sind oder
der Fraktion im Laufe der Legislaturperiode beitreten.

(2) Mitglieder des Landtags, die im Laufe der Wahlperiode die Mitgiiedsohaft im SSW
erwerben, können durch Beschluss der Fraktionsvsrsamrnlung in die Fraktion
aufgenommen werden.

§ 4 i
Allgemeine Rechte und Pflichten der Mitglieder
(1) Alle Mitglieder der Fraktion haben gleiche Rechte und PÀichten.

(2) Jedes Mitglied der Fraktion hatdie parlamentarische Arbeit allen anderen
VerpÀiohtungen voran zu stellen. Fraklionsrnitglieder sind gehalten, an den Aufgaben
der Fraktion mitzuwirken, insbesondere sind sie zur Teilnahme an den Sitzungen des
Plenurns und der jeweiligen Ausschüsse sowie der Fraktion und ihrer Arbeitskreise
verpÀiohtot.

(3) Fraktionsmitglieder, die infolge Krankheit oder anderen wichtigen Gründen an den
Aufgaben der Fraktion nicht mitwirken können, haben dies dem/der
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Fraktionsvorsitzenden mitzuteilen. Fraktionsinterne Vorgänge und Tatsachen sind
vertraulich zu behandeln.

§ 5
Abstimmungsverhalten von Fraktionsmitgliederrı
(1) Die Fraktionsmeinung wird durch Mehrheitsentscheid gebildet. Es wird von jedem

Fraktionsrnitglied erwartet, dass es sich - außer bei Gewissenstragen - der
Fraktionsrneinung anschließt.

(2) Fraktionsmitglieder, die sich den Beschlüssen der Fraktion nicht anschließen wollen,
haben denfdie Fraktionsvorsitzendeln rechtzeitig davon in Kenntnis zu setzen.

§ 6
Beendigung der Mitgliedschaft
(1 ) Die Mitgliedschaft in der Fraktion endet durch Ted, Erlöschen des Mandats,

Beendigung der Mitgliedschaft im SSW, durch Ausschluss oderAustritt aus der
Fraktion. '

(2) Der Austritt aus der Fraktion bedarf der schriftlichen Erklärung an den
Fraktionsvorstand.

§ 7
Die Fraktionsversarnmlung
(1) Die Versammlung der Fraktionsmitglieder ist das oberste beschlussfassende Organ

der Fraktion.

(2) Die Fraktionsversammlung beschließt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des
SSW die Politik der Fraktion, berät zur Tagesordnung für den Landtag und bestimmt
die Sprecheıinnen und Sprecher der Fraktion in den Plenarsitzungen.

(3) Die Fraktionsversammlung entscheidet über die Besetzung von Ausschüssen, ernennt
Fachsprecher/innen und wählt für sonstige Gremien zu benennende Kandidatinnen
und Kandidaten.

(4) Zur Fraktionsversammlung wird durch diefden Vorsitzendefn einberufen. Die
Tagesordnung wird von der Fraktionsversammlu ng beschlossen.

(5) Über die Fraktionsversarnmlung werden ein Ergebrıisprotokoll und eine
Anwesenheitsliste gefertigt, die zeitnah an alle Fraktionsmitglieder verteilt wird.

§ 8
Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung _

Die Fraktionsversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der
Fraktionsmitglieder anwesend ist. Sie gilt als beschlussfähig, so lange die
Beschlussunfähigkeit nicht festgesteilt ist. Soweit diese Geschäftsordnung nichts
anderes vorschreibt, werden die Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der anwesenden
Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit gelten Anträge als abgelehnt.
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§ 9
Teilnahme- und Beratungsrechte
(1) Die Fraktionsversammlungen sind nicht öffentlich.

(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fraktion sowie die/der_SSW-
Landesvorsitzende und dieíder Geschäftsführer/in des SSW-Landesverbandes können
an den Sitzungen der Fraktion mit beratender Stimme teilnehmen.

(3) Die Fraktionsversammlung kann darüber hinaus im Einzelfall beschließen, dass
Sachverständige oder Gäste, auch wenn sie nicht Mitglieder des SSW sind, an den
Sitzungen der Fraktion beratend teilnehmen können.

§ 10
Arbeitskreise
(1) Die Fraktion kann zur Erfüllung i_hrer'Aufgaben Arbeitskreise bilden. Die Zuordnung der

Politikbereiche zu den Arbeitskreisen und die personelle Besetzung erfoigt auf
Vorschlag des/der Fraktionsvorsitzenden. _

(2) Die Arbeitskreise beraten die in den Plenarsitzungen, Ausschüssen und in den
Fraktiorısversammlungen anhängigen Vorlagen ihrer Politikbereiche und legen ihre
Stellungnahmen und ihre sonstigen Initiativen der Fraktionsversamrnlung vor.

§ 11
Einbringung von Gesetzentwürfen, Anträgen und Anfragen, Aktuelle Debatte
(1) Über die Einbringun~g von Gesetzentwürfen, Anträgen und Großen Anfragen im

Namen der Fraktion und die Beantragung einerAktuellen Stunde besci1lie_ßt die
Fraktionsversammlung.

(2) ln Fällen von besonderer Dringlichkeit kann dielder Fraktionsvorsitzende entscheiden.

(3) Die Mitunterzeichnung von Geseüentwürfen, Anträgen und Großen Anfragen von
Mitgliedern anderer Fraktionen erfolgt in Eilfällen auf Rücksprache mit demlder
Fraktionsvorsitzenden durch das für den jeweiligen Bereich Zuständige
Fraktionsmitglied.

§ 12'
Zusammensetzung des Fraktionsvorstandes

Der Fraktionsvorstand besteht aus demlder Fraktionsxrorsitzenden, demider
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden und demlder Parlamentarischen
Geschäftsführeriin.

§ 13
Wahi des Fraktionstrorstarıdes
(1) Die Fraktionsversammlung wählt in geheimer Wahl in jeweils getrennten Wahlgängerı

die Mitglieder des Fraktionstforstandes.

(2) Die erste Wahl in der konstituierenden Sitzung der Fraktionsversarrımlung erfolgt für
die Dauer von 2 Jahren, die darauf folgende Wahl für den Rest der Legislaturperiode.
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(3) Vorstandsmitglieder können von der Fraktionsversammlung rnit einer Mehrheit von
zwei Dritteln aller Mitglieder der Fraktion abberufen werden. Der Antrag auf
Abberufung eines Vorstandsmitgliedes muss den Fraktiorısmitglieciern mindestens
eine Woche vorher schriftlich bekannt gegeben werden. Der oder dem Betroffenen ist
vor der Beschlussfassung Geiegenheit zur Steliungnahme zu geben.

§ 14
Weiterführung der Geschäfte

Bei Neuwahlen zum Landtag fü hrt der bisherige Fraktionsvorstand die Geschäfte bis
zur Neuwahl des Fraktionsvorstandes weiter.

§ 15
Geschäftsführung
(1) Der Fraktionsvorstarıd führt die Geschäfte der Fraktion und plant die politische Arbeit.

(2) Der Fıakti-onsvorstand bereitet Einstellungen und Entlassungen von Mitarbeiter/innen
entscheidungsreif für die Fraktion vor.

(3) Die Fraktion wird im Rechtsverkehr durch diefden Fraktionsvorsitzendefn und dielden
Pariamentarischelrı Geschäftsführer/in vertreten.

§ 16 -
Fraktionsvorsitz
.( 1) Dielder Fraktionsvorsitzende vertritt die Fraktion nach außen. Sieler gibtim

. parlamentarischen und im öffentlichen Bereich Erklärungen für die Fraktion ab und in
seinerfihrer Vertretung diefder steilvertretende. Vorsitzende oder dielder
Parlamentarische Geschäftsführer/in.

(2) Sieíer ist Dienstvorgesetzteír der Mitarbeiterlinnen der Fraktion.

§ 17 -
Pariamentarischefr Geschäftsführerfin -
(1) Dielder Parlamentarische Geschäftsführerlin erledigt im Benehmen mit dem

Fraktionsvorsitzenden die parlamentarischen Aufgaben der Fraktion. Sieler koordiniert
die Parlarnentsarbeit und die parlamentarische Zusammenarbeit mit den anderen
Fraktionen im Landtag. Entsprechend der ihrlihrn zugewiesenen Aufgaben hat sieier
Weisungsbefugnisse gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Fraktion.

(2) Siefer ist zuständig für die juristischen und organisatorischen Aufgaben der Fraktion
und für die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Dielder Parlamentarische
Geschäftsführerfin ist für die Aufstellung der Jahresrechnung und für die
ordnungsgemäße Verwendung der Mittel der Fraktion verantwortlich.

§ 18
Rechtsübergarıg

Die Fraktion übernimmt Rechte und VerpÀichtungen aus Rechtsgeschäften der
Fraktion der vorhergehenden Wahlperiode.
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§_ 19
Anderung, Inkrafttreten und Geltung der Fraktionsgeschäftsordnung
(1) Über die Änderung der Fraktionsgeschä¿sordrıung entscheidet die '

Fraktionsversammlung. ~

(2) Diese Geschä¿sordnung tritt am Tag ihrer Beschlussfassung in Kraft.

(3) Sie giit bis zur Neukonstituierurıg der Fraktion.


